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Wesentliche Änderungen des BauGB 

a) § 31 Abs. 3 BauGB Befreiung von Festsetzungen in einem Bebauungsplan 

§ 31 Abs. 3 BauGB ermöglicht es von Festsetzungen im Bebauungsplan zu befreien, selbst 
wenn die Grundzüge der Planung betroffen sind. Voraussetzung hierfür ist, dass diese Befrei-
ung dem Wohnungsbau dienen muss.  

Mit der BauGB-Novelle ist nicht mehr eine sog. Atypik nachzuweisen. Auch mehrere vergleich-
bare Fälle innerhalb eines Bebauungsplangebietes sind jetzt nach § 31 Abs. 3 BauGB möglich. 
Da dadurch Ausnahmen von bestehenden Baubauungsplänen möglich sind, lassen sich Vor-
haben mit Zustimmung der Gemeinde genehmigen, ohne ein eigenes Bebauungsplanände-
rungsverfahren durchführen zu müssen. Voraussetzung ist weiterhin, dass die jeweilige Be-
freiung unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 

 

b) § 34 Abs. 3b BauGB 

Nach § 34 BauGB können Bauvorhaben zugelassen werden, die nicht durch einen Bebau-
ungsplan geregelt werden, sich aber im unbeplanten Innenbereich (“im Zusammenhang be-
bauter Ortsteil“) befinden. Voraussetzung ist das „Einfügen in die nähere Umgebung nach Art 
und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut wer-
den soll“. 

Durch den § 34 Abs. 3b BauGB ist ein neuer Absatz hinzugefügt worden, der das „Einfügungs-
gebot“ aufweicht. Mit Zustimmung der Gemeinde kann danach im Einzelfall oder in mehreren 
vergleichbaren Fällen vom Erfordernis des Einfügens in die nähere Umgebung abgewichen 
werden. Auch hier gilt, dass das Vorhaben der Errichtung eines Wohngebäudes dient und 
auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist.  

 

c) § 36a BauGB 

§ 36a BauGB regelt die Zustimmung der Gemeinde für Abweichungs- bzw. Befreiungsmög-
lichkeiten für Bauvorhaben nach den §§ 31 Abs. 3, 34 Abs. 3b oder 246e BauGB. Diese Zu-
stimmung ist die Voraussetzung für die Erteilung einer Befreiung / Abweichung.  

Die Gemeinde kann Bedingungen an die Erteilung der Zustimmung stellen. Für die Zustim-
mung hat die Gemeinde drei Monate Zeit. Sollte ein Bauvorhaben umfangreiche Auswirkungen 
haben, kann die Zustimmungsfrist um einen weiteren Monat erweitert werden, wenn hierfür 
eine Öffentlichkeitsbeteiligung durchgeführt wird.  

Die Gemeinde kann aber auch die Zustimmung nicht erteilen. Die Zustimmung kann versagt 
werden, wenn eine Zustimmung nicht innerhalb von drei bzw. vier Monaten möglich ist, insbe-
sondere, wenn die eingereichten Unterlagen nicht vollständig sind.  

§ 36a BauGB regelt nicht, wer innerhalb der Gemeinde für die Zustimmung zuständig ist. Dies 
richtet sich in erster Linie nach dem NKomVG. Da das Zustimmungserfordernis dem Schutz 
der gemeindlichen Planungshoheit dient, ist vom Grundsatz her diejenige Stelle zuständig, die 
zur Aufstellung von Bebauungsplänen zuständig ist, hier somit der Rat. Durch die Änderung 
der Hauptsatzung der Stadt Hannover kann die Zuständigkeit für die gemeindliche Zustim-
mung nach § 36a BauGB auf die Verwaltung übertragen werden. Die Übertragung der Zustän-
digkeit erfordert einen gesonderten Beschluss, mit dem die Hauptsatzung entsprechend ge-
ändert wird.  

 



d) § 246e BauGB 

Dieser Paragraph wird auch als „Bau-Turbo“ bezeichnet und ist bis zum 31.12.2030 gültig. Er 
ermöglicht es, mit Zustimmung der Gemeinde von den Vorschriften des BauGB oder den auf-
grund des BauGB erlassenen Vorschriften abzuweichen.  

Mit Zustimmung der Gemeinde gem. § 36 a BauGB kann bis zum 31.12.2030 unter Würdigung 
nachbarlicher Interessen für Wohnungsbauvorhaben abgewichen werden, wenn das Vorha-
ben dem Neubau (Nr. 1) oder der Erweiterung, Änderung oder Erneuerung (Nr. 2) zulässiger-
weise errichteter sowie einer Nutzungsänderung (Nr.3) zulässigerweise errichteter Bestands-
gebäude dient. Gemäß § 246e (3) BauGB findet die Neuregelung im Außenbereich nur auf 
Vorhaben Anwendung, die im räumlichen Zusammenhang mit Flächen stehen, die nach § 30 
BauGB (Bebauungsplan) oder § 34 BauGB (Innenbereich) zu beurteilen sind.  

Landes- und Fachgesetze gelten weiterhin uneingeschränkt. 


